
Die Klägerinnen rügen außerdem einen Verstoß gegen den
Grundsatz der Rechtssicherheit. Die Kommission habe nicht
rechtzeitig gehandelt, obwohl ihr alle relevanten Informationen
vorgelegen hätten. Die Kommission habe mit ihren Nachfor-
schungen erst 1999 begonnen, obwohl sie bereits Anfang
1996 über alle relevanten Umstände vollständig informiert
gewesen sei. Das im Februar 2000 eröffnete Prüfverfahren habe
sich auch auf neue Faktoren erstreckt, die nie zuvor geprüft
worden seien und für die die Genehmigungsentscheidungen
keine Rechtsgrundlage dargestellt hätten.

Schließlich tragen die Klägerinnen hilfsweise vor, die Kommis-
sion habe nicht die gesamten Restrukturierungskosten einbezo-
gen, als sie den zurückzufordernden Betrag festgelegt habe. Für
die Restrukturierung sei weit mehr ausgegeben worden als der
Betrag der zu diesem Zweck vereinnahmten Beihilfe.
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Die European Dynamics S. A. mit Sitz in Athen (Griechenland)
hat am 11. Februar 2005 eine Klage gegen die Europäische
Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) beim Gericht erster
Instanz der Europäischen Gemeinschaften eingereicht. Prozess-
bevollmächtigter der Klägerin ist Rechtsanwalt N. Korogianna-
kis.

Die Klägerin beantragt,

— die Entscheidung der EFSA, mit der ihr Angebot als nicht
erfolgreich bewertet und der Auftrag an den erfolgreichen
Unternehmer vergeben wurde, sowie alle späteren, damit
zusammenhängenden Entscheidungen der EFSA für nichtig
zu erklären;

— die EFSA zur Tragung der Prozesskosten der Klägerin und
der anderen Kosten und Auslagen zu verurteilen, die ihr im
Zusammenhang mit der Klage entstanden sind, auch wenn
die Klage abgewiesen wird.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Das klagende Unternehmen reichte ein Angebot für die Aus-
schreibung EFSA/IT/00012 (1) der EFSA für Software und
Dienstleistungen zur Einrichtung eines Extranet zwischen den
nationalen Agenturen der Mitgliedstaaten, der EFSA und der
Europäischen Kommission ein. Mit der angefochtenen Entschei-
dung wurde ihr Angebot abgelehnt und der Auftrag an einen
anderen Bieter vergeben.

Zur Begründung ihrer Klage auf Nichtigerklärung der angefoch-
tenen Entscheidung macht die Klägerin geltend, die Beklagte
habe gegen die Haushaltsordnung (2) und Artikel 17 Absatz 1
der Richtlinie 92/50 (3) verstoßen, indem sie Bewertungskrite-
rien verwendet habe, die in der Ausschreibung nicht richtig
beschrieben worden seien. Dadurch, dass die EFSA die Meinung
von leitenden Angestellten von Kunden des Bieters ohne wei-
tere Nachprüfungen und Kontrollen übernommen habe, habe
sie einen Teil ihrer Bewertungsbefugnisse auf Dritte übertragen.
Nach der Richtlinie 92/50 könne die Zufriedenheit der Kunden
eines Bieters aber nicht zu seinem Ausschluss führen, sondern
nur als „Zuschlagskriterium“ berücksichtigt werden.

Die Klägerin trägt außerdem vor, die Beklagte habe bei der
Bewertung ihres Angebots einen offensichtlichen Beurteilungs-
fehler begangen. Sie bezweifelt bestimmte Aussagen, die im
Bericht des Bewertungsausschusses enthalten gewesen seien,
wonach einer der Kunden der Klägerin das von ihr angebotene
Produkt weder gekauft noch benutzt habe und ein anderes
Gemeinschaftsorgan mit ihrem Produkt nicht zufrieden gewe-
sen sei. Außerdem sei die von der EFSA während des Bewer-
tungsverfahrens angewandte Methode, die aus bloßen Telefon-
gesprächen ohne offizielle Anfragen oder Überprüfung der
erhaltenen Informationen bestanden habe, unzureichend gewe-
sen und habe schon für sich allein genügt, um einen offensicht-
lichen Beurteilungsfehler zu begründen.

Schließlich habe die Beklagte unter Verstoß gegen Artikel 253
EG keine ausreichenden Gründe für ihre Entscheidung angege-
ben.
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